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Reformen ermöglichen – Arbeitsplätze und Gesundheitsversorgung sichern  

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete des Deutschen Bundestags,  

 

noch bevor die Krankenhausreform ihre Wirkung entfalten kann, droht ihr das GKV-Beitragssatzstabilisie-

rungsgesetz die wirtschaftliche Grundlage zu entziehen.  

Der Marburger Bund unterstützt die Ziele der Krankenhausreform. Die Krankenhauslandschaft muss sich am 

Versorgungsbedarf der Bevölkerung orientieren und zukunftsfest aufgestellt werden. Eine solche Transforma-

tion benötigt jedoch Planungssicherheit, Investitionen und verlässliche Rahmenbedingungen. Sie kann nicht 

gelingen, wenn den Krankenhäusern gleichzeitig durch das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz erhebli-

che finanzielle Mittel entzogen werden. Das gefährdet die Krankenhausplanung der Länder, indem auch die 

Krankenhäuser wirtschaftlich in Schieflage geraten, die für deren Umsetzung dringend benötigt werden. 

Aktuelle Analysen zeigen, dass die vorgesehenen Maßnahmen bereits ab 2027 zu milliardenschweren Erlös-

einbußen der Krankenhäuser führen würden. Bis zum Ende des Jahrzehnts könnten vier von fünf Kranken-

häuser Verluste schreiben, nahezu die Hälfte der Standorte wäre insolvenzgefährdet, viele Standorte werden 

schließen. 

Das wird zu einem erheblichen Personalabbau im stationären Bereich führen, von dem insbesondere Ärztin-

nen und Ärzte, die für die Gesundheitsversorgung unverzichtbar sind, betroffen sein werden. Dies geschieht 

zu einem Zeitpunkt, an dem die geburtenstarken Jahrgänge in das Rentenalter eintreten und der medizini-

sche Versorgungsbedarf weiter zunimmt. 

Wer den wachsenden Versorgungsbedarf ignoriert und die Gesundheitsversorgung einer kurzfristigen und 

einnahmenorientierten Ausgabenpolitik unterordnet, muss wissen und verantworten, dass daraus Versor-

gungsmangel entsteht. 

Die entstehenden Versorgungslücken könnten kurzfristig weder durch die verbleibenden Krankenhäuser 

noch durch den ambulanten Bereich aufgefangen werden. Die Folgen wären Versorgungsengpässe, eine 

weitere Arbeitsverdichtung für die Beschäftigten und eine Verschlechterung der Erreichbarkeit medizinischer 

Leistungen für Patientinnen und Patienten. 



Seite 2 

Häufig wird übersehen, dass Gesundheitsausgaben nicht nur Kosten darstellen. Die Gesundheitswirtschaft 

ist mit 7,7 Millionen Beschäftigten der größte Arbeitgeber Deutschlands und erwirtschaftet mehr als zwölf 

Prozent der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung. Eine gute Gesundheitsversorgung sichert die Ar-

beitsfähigkeit von Beschäftigten, reduziert krankheitsbedingte Ausfallzeiten, stabilisiert den Arbeitsmarkt und 

trägt wesentlich zur Produktivität und zum sozialen Frieden unseres Landes bei. Wer in die Gesundheitsver-

sorgung investiert, investiert damit auch in die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands. 

Besonders unverständlich ist, dass der Gesetzentwurf an mehreren Stellen zusätzliche Bürokratie schafft, 

statt bestehende Belastungen abzubauen. Die vorgesehene Ausweitung von Prüfverfahren bindet personelle 

Ressourcen und entzieht damit wertvolle Zeit für die Patientenversorgung. Die erwarteten Einsparungen wer-

den durch zusätzliche Bürokratiekosten innerhalb des Systems mindestens aufgezehrt. 

Der Marburger Bund erkennt den Handlungsbedarf zur Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 

prinzipiell an. Wenn die Bundesregierung allerdings Verantwortung und Solidarität von allen Beteiligten im 

Gesundheitswesen fordert, sollte sie auch selbst ihrer Finanzierungsverantwortung gerecht werden und zu-

mindest die versicherungsfremden Gesundheitskosten von Bürgergeldempfängern kostendeckend aus Steu-

ermitteln finanzieren. Eine Finanzierung zu Lasten der Beitragszahlenden und Leistungserbringer ist nicht 

länger akzeptabel und macht das Versprechen einer ausgewogenen Lastenverteilung unglaubwürdig. 

Der Marburger Bund unterstützt ausdrücklich viele Anpassungsempfehlungen des Bundesrat-

Gesundheitsausschusses zum Beitragssatzstabilisierungsgesetz und hält insbesondere folgende Änderun-

gen für erforderlich: 

Vollständige Refinanzierung von Tarifsteigerungen: 

Die geplante Begrenzung der Tarifkosten-Refinanzierung im Krankenhausbereich ist zu streichen. Durch die 

geplante Begrenzung drohen ein Stellenabbau und eine weiter zunehmende Arbeitsverdichtung in den Kran-

kenhäusern. Eine von der Bundesregierung gewollte Orientierung der Tarifentwicklung an der gesamtwirt-

schaftlichen Lohnentwicklung bzw. der Grundlohnrate greift zudem in freie Verhandlungen von Tarifverträgen 

zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ein.  

Finanzierung versicherungsfremder Leistungen aus Steuermitteln: 

Versicherungsfremde Leistungen müssen durch den Bund vollumfänglich finanziert werden. Allein die Unter-

deckung der Gesundheitsleistungen von Bürgergeldbeziehern beträgt rund 12 Mrd. Euro jährlich.  

Sicherung der Krankenhausreform: 

Wir lehnen einen zeitgleich zur Krankenhausreform geplanten ungesteuerten Sparkurs ab, da eine bedarfs-

notwendige Strukturierung und eine flächendeckende Gesundheitsversorgung dadurch gefährdet werden.  

Stärkung der Prävention: 

Statt kurzfristiger Kürzungen müssen nachhaltige Maßnahmen zur Kosten- und Krankheitsvermeidung reali-

siert werden. Es bedarf Maßnahmen zur Vermeidung von Krankheitslasten statt einer reinen Ausgabenfokus-

sierung. 

Zukunft braucht Reformen statt konzeptloser Kürzungen: 

Strukturreformen benötigen Investitionen. Die reine Fokussierung auf Ausgabensenkungen statt Zukunftsin-

vestitionen konterkariert Reformanstrengungen. Der Fokus muss auf nachhaltigen und strukturell wirksamen 

Reformvorhaben liegen, z. B. den notwendigen Korrekturen bei der Krankenhausreform, einer Reform der 

Notfallversorgung, einer Reform des Rettungsdienstes, einem konsequenten Bürokratieabbau und dem Ab-

bau von Sektorengrenzen. 
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Wir appellieren an die Mitglieder des Bundestags, den Gesetzentwurf grundlegend zu überarbeiten. Die Si-

cherstellung einer flächendeckenden medizinischen Versorgung ist Kernelement der Daseinsfürsorge, die in 

staatlicher Verantwortung liegt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

                                                                                                       

Dr. Susanne Johna      Dr. Andreas Botzlar 

1. Vorsitzende Marburger Bund      2. Vorsitzender Marburger Bund  

       

 

 

 

 

 


